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Vorwirkender Kündigungsschutz auch zwischen einzelnen Zeitabschnitten einer Elternzeit 
BAG, Urteil vom 18.06.2026 (2 AZR 213/25), Pressemitteilung 25/26 
 
Der Arbeitnehmer hatte 24 Tage nach 
Aufnahme der Tätigkeit in der Probe-
zeit Elternzeit beantragt und diese in 
verschiedene Zeitabschnitte aufgeteilt. 
Nach dem ersten und vor dem zweiten 
Zeitabschnitt hat der Arbeitgeber das 
Arbeitsverhältnis noch in der Probezeit 
bzw. vor Geltung des Kündigungs-
schutzgesetzes ordentlich gekündigt, 
ohne die zuständige oberste Landes-
behörde um Zustimmung zu ersuchen. 
Alle drei Instanzen haben die 
Kündigung gemäß §§ 18 BEEG, 134 
BGB für unwirksam erklärt. 
 
In der Pressmitteilung heiß es dazu: 
 
"Arbeitnehmer, die Elternzeit in An-
spruch nehmen und diese Elternzeit in 
mehrere Zeitabschnitte aufteilen, kön-
nen sich vor jedem Zeitabschnitt auf 
den vorwirkenden besonderen 
Kündigungsschutz des § 18 Abs. 1 
BEEG* berufen. Dies gilt auch dann, 
wenn der Arbeitnehmer mehrere 
Elternzeitabschnitte mit nur einem 
Schreiben verlangt.  
 
Der seit dem 1. Juli 2024 bei der 
Beklagten beschäftigte Kläger bean-
tragte mit Schreiben vom 23. Juli 2024 
für insgesamt vier im Einzelnen aufge-
listete Zeiträume zwischen dem 11. 
Juli 2024 und dem 10. Juli 2027 
Elternzeit. Im vom Kläger als „2. Ab-
schnitt“ bezeichneten Zeitraum vom 
11. November 2024 bis 10. Juli 2025 
beantragte er zudem eine Teilzeit-
tätigkeit während der Elternzeit. Mit 
Schreiben vom 1. August 2024 be-
willigte die Beklagte die Elternzeit und 
stimmte der Teilzeittätigkeit zu. Nach 
Anhörung des Personalrats kündigte 
die Beklagte – ohne eine Zulässig-
keitserklärung durch die zuständige 
oberste Landesbehörde (§ 18 Abs. 1 
Satz 4 BEEG*) – das Arbeitsverhältnis 
des sich zu diesem Zeitpunkt nicht in 
Elternzeit befindlichen Klägers mit 

Schreiben vom 9. Oktober 2024 
ordentlich zum 31. Oktober 2024, 
hilfsweise zum nächstmöglichen 
Termin. 
 
Mit seiner hiergegen gewandten Klage 
hat der Kläger ua. geltend gemacht, er 
könne sich auf den vorwirkenden 
Kündigungsschutz des § 18 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 BEEG berufen, da er 
(auch) ab dem 11. November 2024 
Elternzeit verlangt habe. Die 
Kündigung vom 9. Oktober 2024 sei 
daher unwirksam. Arbeitsgericht und 
Landesarbeitsgericht haben der 
Kündigungsschutzklage stattgegeben. 
 
Die Revision der Beklagten blieb vor 
dem Bundesarbeitsgericht ohne 
Erfolg. Die Kündigung ist gemäß § 
134 BGB iVm. § 18 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1 BEEG unwirksam. Das Gesetz ge-
währt denjenigen Arbeitnehmern, die 
von ihrem Arbeitgeber (wirksam) 
Elternzeit verlangen, einen be-
sonderen Kündigungsschutz. Dieser 
beginnt grundsätzlich – bis zum voll-
endeten dritten Lebensjahr des Kindes 
– mit dem Verlangen, frühestens je-
doch acht Wochen vor Beginn der 
Elternzeit (sog. Vorwirkung). Eine 
Ausnahme von diesem Kündigungs-
schutz zB während der sechs-
monatigen Wartezeit des § 1 Abs. 1 
KSchG kennt das BEEG nicht. Nach § 
16 Abs. 1 Satz 6 BEEG kann jeder 
Elternteil die Elternzeit auf mehrere 
Zeitabschnitte verteilen. Damit wird 
den Arbeitnehmern die Möglichkeit 
eingeräumt, mehrmals Elternzeit – in 
Zeitabschnitten – zu verlangen. Aus 
dem Wortlaut des § 18 Abs. 1 Satz 1, 
2 Nr. 1 BEEG folgt, dass der vor-
wirkende Kündigungsschutz bei jedem 
dieser Elternzeitverlangen eingreift. 
Dies entspricht auch dem Ge-
setzeszweck, den in § 18 Abs. 1 Satz 
3 BEEG geregelten Kündigungsschutz 
während der Elternzeit nicht leerlaufen 

zu lassen, indem der Arbeitgeber das 
Arbeitsverhältnis bereits kurz vor Be-
ginn der Elternzeit beenden kann. Un-
erheblich ist nach dem Wortlaut der 
Norm, ob der Arbeitnehmer jeweils ein 
Verlangen vor jedem Elternzeitab-
schnitt anbringt oder – wie im Streitfall 
– in einem Schreiben Elternzeit für 
mehrere Zeitabschnitte verlangt. 
 
... 
 
* § 18 Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz (BEEG) lautet auszugs-
weise: 
„(1) Der Arbeitgeber darf das Arbeits-
verhältnis ab dem Zeitpunkt, von dem 
an Elternzeit verlangt worden ist, nicht 
kündigen. Der Kündigungsschutz nach 
Satz 1 beginnt 
 
1. frühestens acht Wochen vor Beginn 
einer Elternzeit bis zum vollendeten 
dritten Lebensjahr des Kindes und … 
 
Während der Elternzeit darf der 
Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis nicht 
kündigen. In besonderen Fällen kann 
ausnahmsweise eine Kündigung für 
zulässig erklärt werden. Die Zu-
lässigkeitserklärung erfolgt durch die 
für den Arbeitsschutz zuständige 
oberste Landesbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle. …“" 
 
Wird die Elternzeit also in 
verschiedene Zeitabschnitte unterteilt, 
gilt ab dem Verlangen und auch 
zwischen den einzelnen Zeitab-
schnitten jeweils der vorwirkende 
Kündigungsschutz nach § 18 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 BEEG. Faktisch besteht 
ein Kündigungsverbot demnach bis 
zum Ende des letzten Zeitabschnitts 
einer Elternzeit, also im längsten Fall 
über drei Jahre lang, auch wenn der 
Arbeitnehmer in der Zwischenzeit voll 
bzw. während Elternzeitabschnitten in 
Teilzeit arbeitet. 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 
in dieser Ausgabe stelle ich Ihnen eine neue Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts zum besonderen Kündigungsschutz in 
Zusammenhang mit der Elternzeit vor. 
 

Ihr Rechtsanwalt Stefan von Zdunowski, Fachanwalt für Arbeitsrecht 
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